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Bildung als Schlüssel 
zur Integration
Mainzer Erfolgsmodell feiert fünfzehnjähriges Bestehen 


„Die Bundesrepublik Deutschland ist kein Einwan-
derungsland. Aber die Integration derjenigen, die bei 
uns leben, wollen wir fördern”, so hieß es in der 
Regierungserklärung Helmut Kohls im Januar 1991. 
Der erste Teil der Aussage sorgte vor allem seitens 
seiner politischen Gegner für heftigen Widerspruch. 
Befeuert durch die Flüchtlingsproblematik und die 
Auswirkungen der EU-weiten Arbeitnehmerfreizü-
gigkeit ist das Thema auch heute, ein Vierteljahr-
hundert später,  noch immer Gegenstand zahlreicher 
– teils sehr kontrovers geführter – Diskussionen. 
Oftmals redet man dabei aneinander vorbei. Ginge 
es nur darum, die Tatsachen zu beleuchten, wäre 
der Streit schnell beigelegt, denn die Zahlen spre-
chen eine deutliche Sprache: Mehr als 20 Prozent 
der Bewohner unseres Landes haben ausländische 
Wurzeln - oder, wie es politisch korrekt heißt, einen 
Migrationshintergrund. Tendenz steigend.


Peimaneh Nemazi-Lofink, selbst Migrantin und heute Geschäftsführe-
rin des in Mainz ansässigen Institut zur Förderung von Bildung und 
Integration, kurz INBI, stellt einen Wandel im öffentlichen Bewusstsein 
fest. Vor 25 Jahren kam sie aus dem Iran, um in Mainz zu studieren. 
Seitdem habe sich viel geändert, die Mehrheit der Deutschen sei we-
sentlich offener geworden, die Willkommenskultur sei in aller Munde, 
so die Diplompädagogin. Bezüglich der zweiten Aussage des Kohl-Zitats 
herrscht nun auch weitgehende Einigkeit: Über (fast) alle politischen 
Lager hinweg hat man erkannt, dass eine möglichst umfassende sozi-
ale Integration aller bei uns lebenden Menschen nicht nur jedem Ein-
zelnen nützt,  sondern auch einen erheblichen Vorteil, ja sogar eine 
dringende Notwendigkeit für die Gesellschaft als Ganzes darstellt. Die 
Bereitstellung von Sprachkursen und weiterführenden Bildungsange-
boten sowie letztlich der Arbeitsmarktzugang bilden dabei den Schlüs-
sel zum Erfolg.
Bundes- und Landesregierungen sind daher gefordert, entsprechende 
Rahmenbedingungen zu schaffen und in Kooperation mit spezialisierten 
Bildungsträgern  geeignete Qualifizierungsmaßnahmen anzubieten. In 
Rheinland Pfalz arbeitet man dafür seit der Jahrtausendwende intensiv 
mit INBI zusammen. Im Mittelpunkt der Arbeit des engagierten, inter-
kulturell und interdisziplinär zusammengesetzten Teams steht die 
Durchführung von abschlussorientierten Bildungsmaßnahmen. Eine 
berufliche Qualifizierung sowie die anschließende Vermittlung in ein 
sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis,  das ist stets 
das erklärte - und meist erreichte - Ziel.  
Im November feierte das gemeinnützige Unternehmen im Haus der 
Jugend in Mainz sein fünfzehnjähriges Bestehen. Umrahmt von kultu-
rellen Einlagen bot man den geladenen Gästen ein abwechslungsreiches 
Programm aus Vorträgen von Landesregierung und Kooperationspart-
nern. Anschließende Gespräche mit ehemaligen Maßnahmenteilnehmer/
innen, die sich nach erfolgreicher Vermittlung durch INBI im Arbeitsleben 
etablieren konnten, unterstrichen die Leistungsfähigkeit des Instituts.


Redaktion: S.K. 
Fotograf: 


INBI
Institut zur Förderung von Bildung und Integration


- Gründung im Jahr 2000 als gemeinnützige GmbH 
-  interkulturell ausgerichtete Bildungseinrichtung für Frauen 


und Männern mit und ohne Migrationshintergrund, die auf 
dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt benachteiligt sind.


-  Kooperationspartner der Stadt Mainz sowie der rheinland-
pfälzischen Landesregierung 


- enge Zusammenarbeit mit der Agentur für Arbeit
- Vermittlung von Auslandspraktika 
- Betreuung bei der Suche nach einer Festanstellung
- Beratung der rheinland-pfälzischen Landesregierung
- Förderung durch Bund und Land Rheinland-Pfalz


Übergeordnetes Ziel der INBI-Arbeit ist die soziale, politische 
und rechtliche Gleichstellung sowie die gleiche Teilhabe von 
allen in Deutschland lebenden Menschen.





